
SPwill Prämien
deckeln

Gesundheitswesen Die SP will
den steigenden Krankenkassen-
prämienmit einer Initiative eine
ObergrenzevonzehnProzentdes
verfügbaren Einkommens set-
zen. Diese soll für Personen mit
einem unteren oder mittleren
Einkommen und unter Berück-
sichtigung des Vermögens gel-
ten, wie die Partei in ihrem ges-
tern inBernpräsentiertenPapier
schreibt. Dabei müsse das ver-
fügbare Einkommen klar defi-
niert werden. Im Konzept ist
vorgesehen, dass dafür die
steuerbaren Einkünfte nach
Steuerrecht herangezogen wird.
Als Referenzprämie würde die
StandardprämiedesBundesamts
fürGesundheit gelten.DieSPwill
zudem,dassdiePrämienverbilli-
gungen indenKantonenharmo-
nisiert werden. Zudem sollen
mehr Mittel für die Prämienver-
billigungen zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Kosten sollen
dabei fix zu zwei Dritteln dem
Bund und zu einem Drittel den
Kantonen zugeordnet werden.
Die SP rechnet mit Mehrkosten
in derHöhe von rund 3,6Milliar-
den Franken. Damit würden ge-
mässderPartei dieAusgaben für
diePrämienverbilligungenauf 7,5
bis 8,3 Milliarden Franken stei-
gen.Die SPwirdAnfangDezem-
ber an ihrem Parteitag darüber
entscheiden, ob sie die Initiative
definitiv lancierenwird. (sda)

Druck fürDealmitTrump steigt
Freihandel Der Bundesrat sollmöglichst rasch und schneller als die EU

ein Freihandelsabkommenmit denUSA aushandeln: Das fordern Ständeräte von links bis rechts.

Kari Kälin

Er zettelt Handelskriege an und
errichtet Zollschranken: Donald
Trumpstösst seineHandelspart-
ner regelmässigmit protektionis-
tischen Massnahmen vor den
Kopf. Doch der US-Präsident
kann auch anders. Beim Treffen
mit EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker im Juli sag-
te Trump, die USA und die EU
solltenaufZölle,Handelshemm-
nisse und Subventionen verzich-
ten. Die Verhandlungen über
das auf Eis gelegte Freihandels-
abkommen zwischen den USA
und der EU (TTIP) könnten also
wieder ins Rollen kommen.

Schliesst die EU vor der
Schweiz ein Freihandelsabkom-
men mit den USA ab, bedeutete
das einen Wettbewerbsnachteil
für die Schweiz. Das will Konrad
Graberverhindern.Mit einerges-
tern eingereichten Motion for-
dertderLuzernerCVP-Ständerat
denBundesratdazuauf, raschein
Freihandelsabkommen mit den
USA anzustreben. Grabers Vor-
stoss ist breit abgestützt:Ratskol-
legen von links bis rechts haben
denVorstoss unterzeichnet.Und
Martin Naville, Direktor der
Schweizerisch-Amerikanischen
Handelskammer, sagt: «EinFrei-
handelsabkommenmit denUSA
hat hoheDringlichkeit.»

Schoneinmal lotete derBun-
desratdieMöglichkeit einesFrei-
handelsabkommensmitdenUSA
aus. Er stoppte die Pläne aber
2006, auch wegen Einwänden
der Landwirtschaft. Auch bei
einer möglichen Neuauflage ist
mit Widerstand aus Bauernkrei-
sen zu rechnen. Graber plädiert
deshalb für einen«partizipativen
Ansatz». Das heisst: Die Land-
wirtschaft, aber auchderKonsu-
mentenschutz und andere wich-
tige Interessengruppen, sollen
bei der Aushandlung eines Frei-
handelsabkommens von Anfang
an eng mit einbezogen werden.
Graber will den Agrarbereich
nicht im Voraus von einem Frei-

handelsvertrag ausnehmen, sagt
jedoch: «Das Handelsergebnis
darf aber nicht zu Ungunsten
unserer Bauern ausfallen.»

PositiveSignale
desUS-Botschafters

Die Chancen für einen Deal mit
denUSAscheinen intakt.Edward
McMullen,derUS-Botschafter in
der Schweiz, sagte Ende August
ineinemInterviewmitder«NZZ
amSonntag», einFreihandelsab-
kommen zwischen der Schweiz
und den USA wäre «eine gute
Sache». Die USA hätten dafür
offene Ohren, seien an Gesprä-
chen interessiert. «Es ist aber an
der Schweiz, hier den ersten
Schritt zu tun. Ich ermutige sie

dazu.» Auch die regierungsnahe
Denkfabrik «Heritage Founda-
tion» stiess in einem kürzlich
publizierten Bericht ins gleiche
Horn: Es sei Zeit für ein Freihan-
delsabkommenmit der Schweiz,
lautetedieQuintessenz.DieHer-
itage Foundatio» verwies auf die
bereits bestehende, tiefe wirt-
schaftliche Verflechtung zwi-
schender Schweiz unddenUSA.

Diese sind in der Tat beacht-
lich. Für die Schweiz sind die
USA nachDeutschlanddie zweit-
wichtigste Exportdestination.
Vergangenes Jahr exportierte
die Schweiz Waren im Wert von
36,2 Milliarden Franken in die
USA,45Prozentdavonstammten
ausdemPharmabereich.Gleich-

zeitig importiertedieSchweizaus
denUSAamzweitmeistenGüter
(21,2Milliarden Franken).

Gemäss der Heritage Foun-
dation beruhen in den USA zu-
dem 725000 Arbeitsplätze auf
den engen schweizerisch-ameri-
kanischenHandels- und Investi-
tionsbeziehungen.

Schneider-Ammann
begrüsstBemühungen

Konrad Graber ist nicht der ein-
zige Politiker, der Druck auf den
Bundesrat ausübt. Vor gut zwei
WochenstimmtedieWirtschafts-
kommission des Nationalrats
(WAK) einem Antrag von SVP-
Nationalrätin Magdalena Mar-
tullo-Blocher zumitderEmpfeh-

lungandasEidgenössischeWirt-
schaftsdepartement, mit den
USA explorativeGespräche über
ein Freihandelsabkommens zu
führen. Bundesrat Johann
Schneider-Ammann begrüsste
die Idee.DieWAKmöchte jedoch
weite Teile der Landwirtschaft
vomFreihandel ausnehmen.

Martin Naville von der
Schweizerisch-Amerikanischen
Handelskammer glaubt nicht,
dass ein solcherAgrarpassus zum
ultimativen Stolperstein für er-
folgreiche Verhandlungen wer-
den könnte. «Aus USA gibt es
deutliche Anzeichen, dass bei
Landwirtschaftsthemeneinege-
wisseFlexibilität vorhanden ist»,
sagt Neville.

VolkundParlament vertragen sich sogutwienochnie
Demokratie Zuletzt konnte der Eindruck entstehen, zwischen demParlament und demStimmvolk

verlaufe ein immer breiterer Graben. Doch dieser Eindruck täuscht, wie der Blick in die Vergangenheit zeigt.

Zweimal hat das Volk dem Bun-
desrat unddemParlament inden
vergangenenzwei Jahrendie rote
Karte gezeigt. Und dies bei zwei
gewichtigenVorlagen,derUnter-
nehmenssteuerreform III und
der Rentenreform.Diese negati-
venVolksverdiktedientenals ein
Beleg für die Reformunfähigkeit
des Schweizer Politsystems, die
zuletzt häufigbeklagtwurde.Die
Angst vor einem erneuten Ab-
sturz an der Urne hat das Parla-
ment auch dazu bewogen, die
Neuauflage der Unternehmens-
steuerreformmit einem Zustupf
für die AHV zu garnieren.

Die Rede vom Konflikt zwi-
schen dem Parlament und dem
Stimmvolkmag fürdieAltersvor-
sorgezutreffen, liegtdortdie letz-
te Revision doch schonmehr als
20 Jahre zurück. Ansonsten sind
sich die Räte und die Stimmbe-
völkerung aber immer häufiger
einig. Zu diesem Schluss kommt
der Politikwissenschafter Marc

Bühlmann von der Universität
Bern imneuenBuch«Das Parla-
ment in der Schweiz», das ges-
tern in Bern vorgestellt wurde.

GrosseUneinigkeit
inderAnfangszeit

Bühlmann hat die Übereinstim-
mung zwischen dem Volk und
den National- und Ständeräten
anhand der Abstimmungsresul-
tate analysiert. Er zeigt für unter-
schiedliche Phasen auf, wie oft
sich die Haltung des Parlaments
mitdemErgebnis anderUrnege-
deckt hat. Demnach waren sich
die Stimmbürger und das Parla-
mentvonderGründungdesBun-
desstaates im Jahr 1848 bis zur
Einführung der Volksinitiative
1891 in fast der Hälfte aller Fälle
(46 Prozent) nicht einig. In der
folgenden Phase bis zum Aus-
bruch des Zweiten Weltkriegs
sankderWert auf 30Prozent, um
dannbis 1969wieder auf 34Pro-
zent zu steigen. Danach deckte

sichdieMeinungderRäte immer
häufigermitdemVolksverdikt zu
den Volksinitiativen, Gegenvor-
schlägenundReferenden. Inder
letzten Phase seit 1991 liegt der
Anteil der Abstimmungen mit
unterschiedlichem Ausgang bei
lediglich noch 18 Prozent. Zum
selben Ergebnis kommt Bühl-
mannauchmiteinerverfeinerten

Analyse, bei der er statt der Hal-
tung die prozentuale Unterstüt-
zung pro Vorlage verglichen hat:
Über die ganze Zeit beträgt die
mittlere Differenz zwischen den
Ja-Prozent-Anteilen bei Parla-
ments- undVolksabstimmungen
26,2 Prozent. Seit 1991 wurde
dieserWert aber lediglich in zwei
Jahren überschritten.

HöhereÜbereinstimmung
trotzmehrAbstimmungen
Interessant ist, dass die zuneh-
mende Eintracht mit einer star-
ken Zunahme der Anzahl Ab-
stimmungen zusammenfällt.
Rund 40 Prozent aller Volksab-
stimmungen, die seit der Grün-
dungdesBundesstaatesdurchge-
führt wurden, fallen in die Zeit
nach 1990. Ein Grund für die
Häufung der Urnengänge sieht
derAutor inderparteipolitischen
Polarisierung, sowohl von links
wievon rechtswurden imvergan-
genen Vierteljahrhundert ver-

mehrt Referenden und Initiati-
ven lanciert.

Bühlmanns Analyse endet
zwar mit dem Jahr 2016. Seither
hatdieDiskrepanzzwischendem
Parlament und dem Volk aber
nichtmarkant zugenommen.Die
beiden Instanzen waren sich im
vergangenen und im laufenden
Jahr mit Ausnahme der Unter-
nehmenssteuerreform und der
Rentenreformimmereinig.Bühl-
manns Fazit, die Übereinstim-
mungzwischendenParlamenta-
riern und den Stimmbürgern
habezugenommen, sie seienwe-
niger Kontrahenten als vielmehr
Partner, hat demnach weiterhin
Gültigkeit.

Tobias Bär

Hinweis
Adrian Vatter (Hrsg.): Das Parla-
ment in der Schweiz – Macht und
Ohnmacht der Volksvertretung.
NZZ Libro, 464 S., Fr. 39.–

Weg frei für
zweiWochen

Papizeit

Gegenvorschlag Die Bildungs-
kommission des Nationalrates
(WBK)unterstützt die Idee eines
zweiwöchigen Vaterschafts-
urlaubs. Nun kann eine Geset-
zesvorlage ausgearbeitet wer-
den. Es handelt sich um einen
indirekten Gegenvorschlag zur
Initiative für einenbezahltenVa-
terschaftsurlaub. Diese verlangt
vierWochenVaterschaftsurlaub.
Weil das der Ständeratskommis-
sion zu weit geht, beschloss sie
vor einemMonat eine parlamen-
tarische Initiative. Dieser hat
gestern auch die Nationalrats-
kommission zugestimmt.Damit
ist derWeg frei für die Ausarbei-
tung einer Gesetzesänderung.

Vorgesehen ist ein zweiwö-
chiger bezahlter Vaterschafts-
urlaub. Diesen soll der Vater in-
nerhalbvonsechsMonatenabder
GeburtamStückoderalsTeilzeit-
reduktion, also auch tageweise,
beziehenkönnen.Finanziertwer-
den soll der Vaterschaftsurlaub
wie die Mutterschaftsentschädi-
gung über die Erwerbsersatzord-
nung (EO). Als Begründung für
die Kompromisslösung hatte die
Ständeratskommission die Kos-
ten angegeben. Vier Wochen
Vaterschaftsurlaub würden nach
Berechnungen des Bundes rund
420 Millionen Franken pro Jahr
kosten. Laut der Kommission
würde das die Wirtschaft mit zu
umfangreichen zusätzlichen Ab-
gaben belasten und Unterneh-
men vor grosse organisatorische
Herausforderungen stellen. Die
Initiative ist im Juni 2017 einge-
reicht worden. Urheber sind die
Organisationen Travail Suisse,
männer.ch, Alliance F und Pro
Familia Schweiz.Mit der Lösung
der Ständeratskommission zeig-
ten sie sich nicht zufrieden. Vier
WochenVaterschaftsurlaubseien
bereits ein Kompromiss, argu-
mentierten sie. (sda)

In28,6%
aller Abstimmungen

hatten Volk und Räte eine
unterschiedliche Haltung.

18%
beträgt der Anteil der

unterschiedlich beurteilten
Vorlagen seit 1990.

US-Präsident Donald Trump hat signalisiert, dass er bereit ist, Handelshemmnisse abzubauen. Bild: Carolyn Kaster/AP (Lewis Center, 5. August 2018)
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